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Appell: Liechtenstein soll dem Migrationspakt zustimmen!
Der Migrationspakt wird
nächsten Mittwoch, am 
19. Dezember, in der UNO-
Generalversammlung be-
handelt. Sein Ziel ist, die Mi-
gration global zu regeln und
zu steuern. 165 Länder haben
den Pakt in Marrakesch ange-
nommen. Zwölf Länder lehnen
den Pakt o$ziell ab, sechs wei-
tere möchten intern beraten,
die Positionen der restlichen
zehn Staaten sind unbekannt.
Die Schweiz hat den Pakt füh-
rend verhandelt und der
Schweizer Bundesrat steht hin-
ter dem Pakt. Liechtenstein ist

ein Einwanderungsland. Die
Migration in Liechtenstein ist
im Personenfreizügigkeitsge-
setz und im Ausländergesetz
klar reguliert. Gemäss der ak-
tuellen Migrationsstatistik sind
im vergangenen Jahr 645 Per-
sonen eingewandert und 426
Personen ausgewandert. Von
den eingewanderten Personen
stammen 77 Prozent aus der
Schweiz und aus dem EWR,
weitere 6 Prozent aus anderen
europäischen Ländern. Nur 7
Personen wanderten aus Afrika
ein. 26 Prozent der Einwande-
rer haben den liechtensteini-

schen Pass, 66 Prozent haben
nach Liechtenstein geheiratet.
Rund 50 Prozent der Einwan-
derer sind erwerbstätig. Sie
sind vorwiegend in der Finanz-
und Versicherungsbranche, im
Handel, in der Rechts- und
Steuerberatung, Wirtschafts-
prüfung und Fahrzeugrepara-
tur tätig. Wir erkennen keine
«Ängste im Volk» gegenüber
diesen Menschen.

Wir erkennen auch keine
Gefahr für Liechtenstein, die
vom Pakt ausgeht. Im Gegen-
teil. Liechtenstein hat praktisch
alle Ziele des Pakts in seiner na-

tionalen Gesetzgebung gere-
gelt. Es bekräftigt mit seiner
Zustimmung zum Pakt, dass
sich andere Staaten ebenfalls
bemühen, verbindliche Regeln
für die Migration umzusetzen,
um der Herausforderung der
Migration gewachsen zu sein
und den Migrationsdruck welt-
weit zu lindern. Das liegt im in-
nen- wie auch im aussenpoliti-
schen Interesse Liechtensteins
und schützt die Menschenrech-
te aller Personen – auch der
Liechtensteinerinnen und
Liechtensteiner – die sich als
Migranten zwischen den Staa-

ten bewegen. Wir appellieren
deshalb an die Regierung, dem
Pakt im Interesse Liechten-
steins am Mittwoch in New
York zuzustimmen, um den
Willen zu einer globalen Rege-
lung der Migration zu bekun-
den und sich in dieser weltweit
zentralen Thematik nicht ins
Abseits zu stellen.

Eine gemeinsame Stellungnahme: Verein
für Menschenrechte in Liechtenstein, Ver-
ein Tellerrand, Amnesty International
Liechtenstein, Verein für eine offene Kir-
che, Frauen in guter Verfassung, Infra und
Junges Theater Liechtenstein.

Parteienbühne

Triesner Sportplatz Blumenau soll zum Freizeitpark werden
Am 5. Dezember informier-
ten Gemeindevertreter über
ihr Bauvorhaben Freizeit-
park Blumenau Triesen.
«Wir wollen einen zentralen
Treffpunkt für die Gesamtbe-
völkerung schaffen», betont
Vorsteher Günter Mahl. Nach
eineinhalbjähriger Vorarbeit
sollen nun die bestehenden
Sportanlagen saniert und mit
einer Freizeitanlage erweitert
werden. Die am 11. Dezember
vom GR bewilligten Investitio-
nen belaufen sich auf 6,7 Mil-
lionen Franken plus laufende
Kosten für eine 50-Prozent-
Stelle, Geräte, Energie und Un-
terhalt. Ob ein Bedürfnis für
die neue Freizeitanlage be-
steht, ist fragwürdig, auch des-
halb, weil die Ergebnisse der

2017 durchgeführten Einwoh-
nerbefragung eine sehr hohe
Zufriedenheit attestierten. Es
ist unbestritten, dass die be-
schädigte Tartanbahn entfernt
und ein Ersatz gefunden wer-
den muss. Ob die Gesamtkos-
ten von 6,7 Millionen Franken
gerechtfertigt sind, ist nicht
schlüssig nachgewiesen. Wei-
tere Fragen stellen sich wie
folgt:

1. Zweiter Kiosk: Mit der
Erweiterung der Anlage soll
ein weiterer Kiosk gebaut wer-
den. Weshalb braucht eine
Freizeitanlage einen zweiten
Kiosk, nachdem vor 10 Jahren
im Clublokal ein solcher be-
reits integriert worden ist? 

2. Gasleitung: Die beste-
hende Transit-Gasleitung liegt

unter der geplanten Parkanla-
ge und neben dem Funken-
platz. Gemäss unseren Infor-
mationen ist das Projekt noch
nicht abschliessend mit der
Gasversorgung abgesprochen
worden.

3. Investitionen sind aus-
stehend: Triesen hat in den
kommenden Jahren erhebliche
Investitionen zu tätigen, einige
davon sind: die Instandsetzung
von Strassen und Werkleitun-
gen, die Sanierung des Hallen-
bades, die Renovationen von
Alt-Liegenschaften. Es besteht
die Gefahr, dass andere wichti-
ge Projekte auf absehbare Zeit
blockiert werden könnten bzw.
dem neuen Gemeinderat der
notwenige Handlungsspiel-
raum fehlt.

4. Diskrepanz zu neuen Ge-
bühren: Die Regenwasserge-
bühren wurde 2015 mit der Be-
gründung, dass die Gemeinde
sonst in *nanzielle Nöte käme
und eine Steuererhöhung dro-
he, eingeführt. Dass die Re-
genwassergebühren weiter er-
höht werden können, ist ge-
mäss Vorsteher Günter Mahl
möglich. Ob sich mit der Argu-
mentation, die für die Regen-
wassergebühr herhalten muss-
te, solche Investitionen recht-
fertigen lassen, ist fraglich.

5. Standort: Triesen hat ei-
nes der grössten zusammen-
hängenden Naherholungsge-
biete des Landes, dazu zählt
auch der Robinsonspielplatz.
Inwieweit diese Tatsache in
die Entscheidung für den

Standort einge+ossen ist, solle
noch erläutert werden.

Unklar ist auch, weshalb ei-
ne zeitliche Dringlichkeit be-
steht. Die Bevölkerung sollte
umfassender informiert und
das tatsächlich Notwenige
breiter abgeklärt werden, zu-
mal es bisher nur eine Infor-
mationsveranstaltung gab,
welche nur sechs Tage vor dem
Gemeinderatsentscheid statt-
fand. Wir sind der Meinung,
dass eine weitere Begegnungs-
stätte in der Mitte des Dorfes
durchaus gewünscht ist, es
braucht dazu allerdings einen
Entwicklungsprozess unter
Einbezug aller Einwohner. 

Eine Stellungnahme der Demokraten für
Liechtenstein (DPL), Ortsgruppe Triesen

VU-Sekretariat
Tel. +423 239 82 82
www.vu-online.li

TERMINE
OG Balzers
Seniorenstamm

Dienstag, 18. Dezember, 
ab 16 Uhr, Restaurant Falknis

Bei der kleinen Weihnachtsfeier im
Restaurant Falknis sorgt das «Trio
Grotwandrig» für den musikali-
schen Rahmen. Treffpunkt ist um
16 Uhr. Die OG Balzers freut sich
auf viele interessierte Senioren.

OG Triesenberg
VU-Glüawiiplausch im Milbuu

Freitag, 28. Dezember, ab
16.30 Uhr, Hotel Walserhof

Die OG Triesenberg lädt alle zum
VU-Punsch- und Glühwein-
plausch für die ganze Familie in
Malbun ein. Treffpunkt nach dem
Skifahren ist beim Hotel Walser-
hof. Eine gute Gelegenheit, mit
Vorsteher Christoph Beck und
den Triesenberger Gemeinderats-
kandidatinnen und -kandidaten
auf den bevorstehenden Jahres-
wechsel anzustossen.

OG Mauren
Nominationsversammlung

Dienstag, 15. Januar 2019, 
19 Uhr, Gemeindesaal Mauren

OG Triesen
Nominationsversammlung 

Mittwoch, 16. Januar 2019, 
19 Uhr, Gemeindesaal Triesen

OG Triesen
Fiirobadbier im «Mab’s»

Samstag, 19. Januar 2019, 
ab 18 Uhr, «Mab’s» in Triesen

Nach getanem Tagwerk ist das
Fiirobadbier genau das Richtige.
Ausserdem kommt man hier mit
den frisch nominierten Gemeinde-
ratskandidatinnen und -kandida-
ten der VU Triesen ins Gespräch.

Vaterländische Union
VU am Puls

Dienstag, 22. Januar 2019, 
ab 18 Uhr, «Rössle» in Schaan

VU Planken
Nominationsversammlung

Montag, 28. Januar 2019, 
ab 19 Uhr, Mehrzweckraum
Dreischwesternhaus Planken

OG Ruggell
Meet – drink and eat mit den
Gemeinderatskandidaten

Freitag, 1. Februar 2019, 
ab 17 Uhr, Küefer Martis Huus

Die perfekte Möglichkeit für alle,
die Ruggeller Gemeinderats-
kandidaten kennenzulernen.  Im
Küefer Martis Huus stellen sich
die Kandidaten dem Austausch
mit der Bevölkerung.

VU Ruggell
Wahlversammlung

Montag, 11. März 2019, ab 
19 Uhr, Gemeindesaal Ruggell

Zur Einstimmung für die Wahlen
trifft sich die VU Ruggell. Zwei 
Wochen vor den Wahlen gibt es
noch eine kleine Wahlparty 
im Foyer des Gemeindesaals.

Neues Feuerwehrdepot für Vaduz
Projekt Am Mittwoch wurden die Angehörigen der Vaduzer Feuerwehr und die Mitglieder des Samaritervereins

über eine Machbarkeitsstudie im Zusammenhang mit einem geplanten Neubau für ein Feuerwehrdepot informiert.

Bürgermeister Ewald Ospelt be-
grüsste die zahlreich erschiene-
nen Vereinsmitglieder und Ver-
treter des Gemeinderates zu die-
ser Informationsversammlung
und erläuterte in kurzen Worten
den Werdegang bis zur nun vor-
liegenden Machbarkeitsstudie.
Die Freiwillige Feuerwehr Vaduz
hatte mit Schreiben vom 27. April
2017 den Gemeinderat über ver-
schiedene bauliche und struktu-
relle De*zite im nunmehr über
40 Jahre alten Feuerwehrdepot
und die Notwendigkeit, sich mit
möglichen Lösungsansätzen zur
Behebung derselben zeitnah zu
befassen, hingewiesen. 

Der Gemeinderat bestätigte
umgehend diesen Handlungsbe-
darf und bestellte bereits an seiner
Sitzung vom 23. Mai 2017 eine Ar-
beitsgruppe «Feuerwehrdepot»
zur Ausarbeitung von Entschei-
dungsgrundlagen für den Ge-
meinderat im Zusammenhang
mit einer Weiterentwicklung des
bestehenden Feuerwehrdepots
(Neubau oder Sanierung). Die
Mitglieder der Arbeitsgruppe un-
ter dem Vorsitz des Bürgermeis-
ters haben mögliche Optionen zu
Sanierung/Erweiterung des ak-
tuellen Feuerwehrdepots und al-
ternativ einen Neubau unter Be-
rücksichtigung von verschiede-
nen Standorten anhand eines um-
fangreichen Anforderungs- und
Kriterienkataloges geprüft. Die
Gegenüberstellung der Möglich-

keiten zeigte als Ergebnis klar auf,
dass ein Neubau einer Sanie-
rung/Erweiterung vorzuziehen
ist. Dies vor allem in Bezug auf die
Komplexität und die Umset-
zungsmöglichkeiten zu den gege-
benen Problemstellungen im be-
stehenden Baukörper einerseits
und die fehlenden Erweiterungs-
bzw. Entwicklungsmöglichkeiten
andererseits. 

«Schaanerstrasse West» 
als favorisierter Standort

Aus raumplanerischer Sicht und
unter Berücksichtigung der As-
pekte Nutzung, Organisation,
Ausbau, Erweiterungen und Ent-
wicklungen sowie Parkierung hat
sich bei der Evaluation der Stand-

ort «Schaanerstrasse West» als
Favorit herauskristallisiert. Die-
ser Standort hat die besten Vo-
raussetzungen unter Berücksich-
tigung der geprüften Aspekte. Zu-
dem können mit dem angrenzen-
den Wasser- und Abwasserwerk
Synergien in Bezug auf bauliche
Entwicklungen, Mitnutzung von
Schulungs- und Verp+egungsräu-
men, gemeinsame Verkehrs+ä-
chen, Heizungsverbund, Unter-
stützung im Ereignisfall u. v. m.
wahrgenommen werden.

An diesem Standort können
auch künftig notwendig werden-
de bauliche Entwicklungsphasen
im südlichen Bereich für die Feu-
erwehr, die Samariter, einen Zi-
vilschutz oder Organisationsein-

heiten des Amtes für Bevölke-
rungsschutz berücksichtigt wer-
den. 

Eine Machbarkeitsstudie mit
Raumprogramm, den Flächen-
und Volumenberechnungen so-
wie der Grobkostenschätzung
(±20 Prozent) mit Kostengegen-
überstellungen zu anderen ver-
gleichbaren Feuerwehrbauten in
Balzers, Schaan und Herisau wur-
de durch den beauftragten Archi-
tekten Beat Burgmaier an der In-
formationsversammlung trans-
parent vorgestellt und erläutert. 

Der für einen Neubau des
Feuerwehrdepots notwendige
Verp+ichtungskredit muss ge-
mäss Gemeindegesetz nach einer
Befürwortung im Gemeinderat

den Stimmberechtigten zur Ge-
nehmigung vorgelegt werden.
Die Grundlage hierzu soll nun-
mehr eine vertiefte Kostenermitt-
lung mit einer Genauigkeit von
±15 Prozent und eine umfassende
Abstimmungsbroschüre mit vor-
gängigen Informationsveranstal-
tungen sein. Danach kann ein Ar-
chitekturwettbewerb auf Basis
dieser Machbarkeitsstudie ein-
geleitet werden, welche bereits
räumlich den wichtigen Umstand
berücksichtigt, dass die Feuer-
wehr Vaduz seit rund 30 Jahren
Stützpunktfeuerwehr in Liech-
tenstein ist. 

Beim anschliessenden Apéro
konnten sich die Vereinsmitglie-
der der Freiwilligen Feuerwehr
Vaduz und des Samaritervereins
Vaduz mit dem Bürgermeister
und den Mitgliedern des Gemein-
derates intensiv über diesen ge-
planten Neubau eines Feuerwehr-
depots austauschen. 

«Ich bin glücklich, dass wir
nun mit dieser Machbarkeitsstu-
die den Grundstein legen durften
für ein neues Feuerwehrdepot,
das unseren Rettungsorganisa-
tionen zeitgemässe Infrastruktu-
ren bieten kann», so Bürgermeis-
ter Ewald Ospelt nach der Infor-
mationsversammlung. «Auch für
uns als Liechtensteiner Stütz-
punktfeuerwehr ist dies von gros-
ser Bedeutung und stärkt unsere
Einsatzkräfte im Übungs- und
Ernstfall.» (pd)

Bürgermeister Ewald Ospelt informiert die Vaduzer Feuerwehr und den Samariterverein. Bild: pd


